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I Schuldrechtliche Bestimmungen

Art. 1 Veftragspafteien

1.1 Der vorliegende Gesamtarbeitsvertrag (nachstehend GAV genannt)
ist abgeschlossen zwischen dem

- Autogewerbe-Verband der Schweiz (AGVS), Sektion Solothurn
als Arbeitgeberverband einerseits und

- Gewerkschaft lndustrie, Gewerbe,
Dienstleistungen SM UV/U N lA

- Gewerkschaft SYNA
als Veftreter der Arbeitnehmer/innen anderseits

Art. 2 Vertragszweck

2.1 Die in Art. 1 oenannten Verbande wollen:

a) fortschrittliche Arbeitsverhältnisse festigen und
den Berufsstand heben,

b) den GAV gemäss Art. 357b OR gemeinsam durchführen;
c) die Zusammenarbeit der vertragsunterstellten Arbeitnehmer/

innen und Arbeitgeber/innen (nachstehend Arbeitnehmer lAr-
beitgeber genannt) fördern und vertiefen;

d) Meinungsdifferenzen im Sinne dieses GAV's beilegen;
e) sich fur Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz einsetzen;
f) Schwarzarbeit bzw. Schattenarbeit verhindern;
g) den absoluten Arbeitsfrieden einhalten;
h) die Aus- und Weiterbildung fördern und gestalten.

Ar-t.3 Geltungsbereich

3.1 Räumlicher Geltungsbereich

3.1.1 Dieser GAV gilt f ur das ganze Gebiet des Kantons Solothurn sowie
für angrenzende Gebiete gemäss Sektionsgebiet

3.2 Betrieblicher Geltungsbereich

3.2.1 Dieser GAV gilt für alle Arbeitgeber und Arbeitnehnrer, welche ge-
werblich



a) Handel betreiben mit Fahrzeugen mit mindestens 3 Rädern
und/oder mit deren Ersatzteilen und/oder Zubehör

b) Fahrzeuge mit mindestens 3 Rädern unterhalten und/oder re-
pa rle ren

c) Elektro- und/oder Elektronikarbeiten im Fahrzeugbereich mit
mìndestens 3 Rädern ausüben

3.2.2 Gelten in einem Betrieb mehrere GAV so kann sich die Firma nacn
Rücl<sprache mit den zustandigen Paritätischen Berufskommissi-
on (PBl() bzw, den GAV-Instanzen der Gesamtarbeitsverträge auf
einen Gesamtarbeitsvertrag verpflichten, wobei auf die Mehrheit
des Personals oro GAV abzustellen ist.

3.3 Persönlicher Geltungsbereich

3,3.1 Dieser GAV gilt - ungeachtet ihrer Arbeit, des Geschlechts und
der Art der Entlöhnung - fur alle gelernten und ungelernten Ar-
beitnehmer, die gemäss Ziff .3.1 und 3.2 dem GAV unterstellt sind
und nicht ausdrucklich unter Beachtung von Ztff .3.4 von der GAV-

Unterstellunq ausqenommen werden.

3.4 NichtunterstellteArbeitnehmer

3.4.1 Dem GAV nicht unterstellt sind mit Ausnahme der Mitglieder
der Gewerkschaften SMUV/UNlA, SYNA:

a) Familienangehörige des Arbeitgebers gem. Art. 4 Abs. 1 Ar-

beitsgesetz (ArG);

b) Lehrlinge/Lehrtöchter im Sinne des Berufsbildungsgesetzes

- sie durfen jedoch mit Ausnahme anderslautender Bestim-
mungen im Lehrvertrag nrcht schlechter gestellt werden, als

die dem GAV unterstellten Arbeitnehmer.
c) Betriebsleiter, denen der ganze Betrieb oder wesentliche Ab-

teilungen unterstellt sind;
d) Fahrzeugverl<äufer.

Art, 4 Friedenspf licht

4.1 Mit dem Abschluss diesec GÂ\/'c vornflinl-1{en sich die Vertragspar-
Ieren zur:

a) Einhaltung des GAV

b) Wahrung des absoluten Arbeitsfriedens

rì



Art.

51

At-t.

o. I

5 Koalitionsfreiheit

Die Vertragsparteien stehen auf dem Boden der Koalitionsf reiheit
(Freiheit der Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einem der
vertragschliessenden Verbände). Durch den Vollzug dieses GAV's
darf die Koalitionsfreiheit nicht verletzt werden.

6 Datensch utz

Die Arbeitgeber verpflichten sich :

al

hl

die Bearbeitung mitarbeiterbezogener
lich Notwendige zu beschränken;
den Zugang zu mitarbeiterbezogenen
nehmer zu beschränken, die aufgrund
in diese Daten haben müssen:

c) jedem Arbeitnehmer auf Verlangen Einsicht in die ihn betref-
fenden Daten zu gewähren;

d) fehlerhafte, mitarbeiterbezogene Daten zu berichtigen.

Daten auf das betrieb-

Daten auf jene Arbeit-
ihrer Funktion Einsiclrt

Art. 7 Mein u n gsversch ieden heiten /
Sch lichtu n gsverfa h ren

7.1 Wenn sich zwischen den Vertragsparteien hinsichtlich der Ausle-
gung und Anwendung dieses GAV's irgendwelche Streitigkeiten
ergeben, so ist der Streitfall z¿r vergleichsweisen Erledigung der
Paritätischen Berufskommission (PBK), Art. B, zu unterbreiten.

7.2 Kann keine gütliche Einigung erreicht werden, so kann die paritä-

tische Landeskommission (PLK), Art, 10, angerufen werden.

Fü h rt die Sch I ichtu n gsve rha nd I u ng de r Paritätische n La ndeskom m is-
sion (PLK) zu keiner Einigung, so kann innert 30Tagen seit Scheitern
einer Einigung oder Ablehnung eines vergleichsvorschlages durch
eine der Parteìen das Schiedsgericht, Art. 11, angerufen werden.
Entscheide des $nhiorlcnarinhf c sind endgültig und verbindlich.

I Paritätische Berufskommission (PtsK)

Zur Durchfuhrung des GAV's wird von den Vertragsparteien eine
Paritätische Berufskommission (PBK) für das Autogewerbe im Kan-
ton solothurn in der Rechtsform eines Vereins im Sinne von Art. 60
fÍ. zGB sowie Art. 357 Abs b oR mit sitz in solothurn bestellt.

Art.

ö. I



B2 Die Paritätische Berufskommtssion setzt sich aus je - vertretern
de r Arbe itgebe r. u nd Arbe ltn e h mervertra gspa rtele n zusam nnen.

Die detaillierten Bestimmungen uber Organisation und Adminis-
tration der Paritätischen Berufskommission (PBK) sind in einem
besonderen Reglement (Anhang 1) geregelt.

Die Paritätische Berufskommission befasst sich mit:

a) der Durchfuhrung und dem Vollzug dieses GAV's;

b) der Uberwachung, der Einhaltung und Durchsetzung der Be-

stimmungen so wie Beurterlung und Ahndung von Verstössen
gegen den GAV;

c) dem Erlass sämtlicher f ur den Vollzug des GAV's notwendrgen
Massnahmen;

d) der Förderung der Zusammenarbelt derVertragsparteien;
e) der Förderung der beruflichen Aus- und Weiterbildung;
f) der Rechnungstellung (d.h. Einzug, Verwaltung, Mahnung und

Betreibung) der Berufs- und Vollzugskostenbeiträge gern. Art.
1 2 GAV;

g) der Wahl der lnkassostelle fur die Berufs- und Vollzugskosten-
beiträge;
der Beurteilung und dem Entscheid (unter Vorbehalt der Art.
10 und 11) über Meinungsverschiedenheiten und Streltigkeiten
zwischen den Vertragsparteien betreffend Anwendung und ln-

terpretation von Bestimmungen des GAV's;

dem Aussprechen und lnkasso von Kontrollkosten, Nachforde-
rungen und Konventionalstrafen bei Verletzungen des GAV;

der Beurteilung bzw. dem Entscheid uber die GAV-Unterstel-
lung eines Arbeitgebers bzw. Arbeitnehmers;
Aushandlung der Lohn- und GAV-Bestimmungen;
der Aussöh n u n g von Streiti g keiten a us E inzela rbeitsverträ gen.

Gesuche um Aussöhnung sind schriltlich und begrundet dem

Präsidenten bzw. dem Sekretariat der PBK einzureichen. Die

PBK hat sich innert 30 Tagen seit Eingang eines schriftlichen
Reoehrens mit dcr Annelecrenheit zu befassen. Der Weiter-uvyvr rr vr ru r r rr L vvt

zug an kantonale lnstanzen nach Massgabe der anwendbaren
Verfahrensbestimmungen bleibt vorbehalten. Empfehlungen
oder Entscheide der PBK über Differenzen aus einem beste-
henden Arbeitsverhältnis, in denen einzelne Arbeitgeber oder

Arbeitnehmer Partei sind, können nicht an die Parìtätische

Landeskommission (PLK) für das Autogewerbe weiterzogen
werden.

B3

B4

n)

k)

t)

m)



8B

B5

B6

8.7

Art.

v.t

9,3

Art.

10. 1

Dcr Paritätischen Berufskommission (PBK) steht das Recht zu,
Kontrollen bei den Arbeitgebern uber die Einhaltung des GAV's
durchzufuhren oder durch Dritte durchf uhren zu lassen.

Ergeben die Kontrollen Abweichungen vom GAV und resultieren
daraus Nachforderungen so ist die PBK berechtigt Kontrollkosten,
Nachforderungen und bei absichtlicher Verletzung des GAV eine
Konventionalstrafe bis maximal der Nachzahlungssumme an die
Arbeitnehmer geltend zu machen.

Die Nachzahlungen, die Konventionalstrafen sowie die auferlegten
Verfahrenskosten sind innert 30 Tagen seit Zustellung des Ent-
scheides auf das Konto der PBK zu leisten.

Den vertragsschliessendenVerbänden steht im sinne von Art. 3b7 b
OR ein gemeinsamer Anspruch auf Einhaltung des GAV's gegen-
über den Arbeitgebern und den Arbeitnehmern zL.

I Kommission für berufliche
Aus- und Weiterb¡ldung

Die Kommission ist zusammengesetzt aus je zwei Vertretern der
Arbeitgeber und Arbeitnehmer und dem sekretär des AGVS Sek-
tion Solothurn mit beratender Stimme. Letzterer fuhrt auch das
Protokoll. Den Vorsitz führt ein Jahr abwechslunosweise ein Ar-
beitgeber- ode r Arbeitneh mervertreter.

Zweck der Kommission ist die Förderung der beruflichen Aus- und
Weiterbildung im Berufsfeld, welches durch den AG\/S :hrror-lor-k1

wird.

Die Beschlüsse der Kommission werden durch einfache Stirnmen-
mehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abge-
lehnt.

Für Sitzungen wird pro Mitglied ein Taggeld in der Höhe desjeni-
gen der PBK ausbezahlt.

10 Paritätische Landeskommission (PLK)

Die Vertragsparteien der Landesvereinbarung (LV) f ur das Schwei-
zerische Autogewerbe haben eine Paritatische Landeskommissi-
on (PLK) gegrundet.

91
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10.2 Die Paritätische Landeskommission (PLK) ist gestütz| u¿f die Lan-
r'laerroroinhrn rnn fiir fnlnonr-lo Franon zr rctänr.lin'vvuvvr vrr rvur ut ry tur rvrìrv rv\rvrr LuuLUr rvrìJ.

b)

Förderung der Zusarnmenarbeit der kantonalen
Þ^^ìnnnn ^.I^nì+nnhal rnÀ crhai+r rçU¡\Jr rçr r qr r'-,,ur LjeOe[- Ufl0 af UeltnenmefSelts;
Schlichtung und Beilegung von Streitigkeiten
Vertragsparteien des GAV's vor Anrufung des
(Art 11 );

n\ FÄrdon rnn r]n. ¡l-rcnlrrfan 
^rL^:+^f 

i^¡^^^ InfnlnnÀnocnn iot(./ rutuutu|9 ut5 dUSUIULUII Éìl UUIL)llltiuUIlù. IlllU¡9uutiùùttll llL

jede Kampfmassnahme wie Sperre, Streik oder Aussperrung
a usgesch losse n.

Sektionen und

zwischen den
Çnh iorlenorinhf

Aft. 11 Schiedsgericht

11.1

11.2

113

4ft.

12 1

12.2

12.3

Können Meinungsverschiedenheiten und Streitigkeiten zwischen
den Vertragsparteien unter Beobachtung von Ar1-T GAV nicht bei-
gelegt werden, muss das Schiedsgericht angerufen werden.

Das Schiedsgericht setzt sich zusammen aus je 1 Vertreter des
AGVS Sektion Solothurn und 1 Vertreter des SMUV/UNIA sowie
dem Präsidenten des kantonalen Einigungsamtes, welcher den
Vorsitz führt.

Entscheide des Schiedsgerichtes sind endgultig und verbindlich.

12 Berufs- und Vollzugskostenbeitrag

Die Arbeitqeber und Arbeitnehmer bezahlen einen Berufs- und
Vol lz u gs koste n be itra g

Alle Arbeitnehmer entrichten einen Berufs- und Vollzugskosten-
beitrag von CHF 10.- pro Monat. Der Abzug erfolgt monatlich di-
rekt vom Lohn des Arbeitnehmers und ist bei der Lohnabrechnung
sichtbar aufzuführen. Für AGVS-Mitglieder sind die Berufs- und
Vol lzu gs kostenbeiträ ge i m M itg I iederbeitra g i n beg riffe n.

Die PBK kann diese Berufs- und Vollzugskostenbeiträge im Ein-
vernehmen mit den Vertragsparteien unter Berücksichtigung der
finanzrellen Situation während der Vertraosdauer ändern.

Die PBK erlässt ein Reglement über die Finanzierung von beson-
deren Aufgaben (Anhang 2).

12.4

10



125

126

Eir r a llfä lliger Uberschuss dieser Berufs- und Vollzugskostenbeitra-
ge darf nur fur die Aus- und weiterbildung sowie für Massnahmen
im Bereich der Arbeitssicherheit und des Gesundheitsschutzes
verwendet werden.

Der Arbeitgeber haflet gegenuber der paritätischen Berufskom-
mission für nicht bzw. nicht richtig abgezogene und abgerechnete
Berufs- und Vollzugskostenbeiträge.

12.7 Die Arbeitgeber stellen den Arbeitnehmern am Ende des Jahres,
bzw. bei Dienstaustritt eino tìrinr rnn iìhs¡ das Total ls¡ ¡nnazn_
genen Berufs und Vollzugskostenbeiträge aus.

ll Normative Bestimmungen

Art.

13 1

tJ.¿

tJ.4

13 Arbeitszeit

Die massgebliche Jahresarbeitszeit beträgt 2216 Stunden, (die
durchschnittliche wöchentliche Normalarbeitszeit beträgt 42yz
Stunden). Fur die Berechnung der Lohnersatzleistungen (wie
Krankheit, Unfall, Ferien, Feiertage etc.) wird eine durchschnitt-
liche Arbeitszeit von 81/z Stunden angenommen.

Aus wirtschaftlichen Grunden kann die Jahresarbeitszeit für ein-
zelne Arbeitnehmer erhöht werden. Diese zusätzliche Arbeitszeit
ist entweder durch Freizeit gleicher Dauer oder mit den entspre-
chenden Zuschlägen zu entschädigen und hat das Arbeitsgesetz,
insbesondere die gesetzlichen Bestimmungen uber die Höchstar-
beitszert zu beachten.

Die Parteien haben eine Protokollvereinbarung über die getroffene
Einigung bezüglich Arbeitszeit und Entschädigung zu erstellen.

Pausen gelten nicht als Arbeitszeit, ausser der Arbeitnehmer muss
während der Pausen in Arbeitsbereitschaft sein.

Der Arbeitgeber legt nach Rücksprache mit dem Arbeitnehmer,
u nte r Berucksichtig u ng der a rbeitsgesetzl iche n Vorsch riflen sowie
der betrieblichen Erfordernisse, die wöchentliche beziehungswei-
se tägliche Arbeitszeit fest. Abweichungen von der wöchentlichen
Normalarbeitszeit gemäss z¡ff . 13.1 sind dem Arbeitnehmer mög-
lichst fruhzeitig bekannt zu geben Die effektive wöchentliche

13 5

11



H öchsta rbertsze it sol lte vorbehä ltl ich de r gesetzl ich.n Ar', n, h men
50 Std./Woche nicht übersteigen.

13 6 Per 31. Dezember konnen jeweils höchstens 50 Mehr- oder Mi-
nusstunden auf der Basis der Jahresarbeitszeit nach Zilf . 13.1

aufs nächste Jahr ubertragen werden. Daruber hinausgehende
Mindeststunden müssen vom Arbeitnehmer nrcht nachgeholt
werden, zusàIzliche Mehrstunden gelten als Überstunden. Diese
Uberstunden müssen innert 12 Monaten entweder mit Freizeit
von gleicher Dauer kompensiert oder mit 25o/o Z¿schlag ausbe-
zahlt werden. Das Wahlrecht steht nach Anhörunq des Arbeitneh-
mers dem Arbeitgeber zu.

Können allfällige Überstunden infolge Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses nicht mehr mit Freizeit von gleicher Dauer kompensiert
werden, sind sie auszubezahlen. Kann ein allfälliges Stunden-
minus, das auf Anordnung des Arbeitgebers entstanden ist, bis
zum Austritt des Arbeitnehmers nicht ausgeglichen werden, geht
dieses zu Lasten des Arbeitqebers.

Art, 14 Uberze¡t, Uberstunden, Nacht,-

141

14.2

14.3

Sonn- und Feiertagsarbeit

Überzeit ist die über die gesetzlich zulässige wöchentliche Höchst-
¡rlrnitc'ai+ hinn' rcnohonda Arhaitchoancn¡ rnh¡nn fliaca ict nllrCllJtjlLt¿tilt llllldL-.tJVgrr('tr\l\J ñt U(,TLJLJ\,ctt.JVt uut rLrtrV. r.,tç.)ç t,JL ttL-¡t

im Rahmen des Arbeitsgesetzes zulässrg.
Uberstunden sind die Stunden, die uber die arbeitsvertraglich ge-
reoclte Arheìlczeit hinarsoehcn und l-li.s zrlr oesetzlichen Höchst-Lv / \r vvrLU¿vrL rrrr ruLruYvr rvr r ur rs vru aur :JvuL

arbeitszeit gehen.
Uberzeit und Uberstunden werden nur soweit entschädigt, als sie
vom Arbeitgeber oder dessen Stellvertreter angeordnet sind.

Überstunden und Überzeit sind durch Freizeit gleicher Dauer ge-

mäss ZiIf 16.4 z¿ kompensieren.
lsI eine Komnensation aus betriehlicher Sir:ht nicht mönlich sindLrvrruuu vvLrrvvrrvrlvr vrvr rL rrrvìrirvrrr urrrv

die Überstunden und die Überzeit mit dem Lohnzuschlaq von
+25ok (=125%) auszuzahlen.

Arbeiten, die an einem Wochentag vor einem gesetzlich aner-
k:nnton oir-lnonÄ^^;^^A^^ E^i^.+âñ âh 1-7 I lhr nalaicfot rnrarr-lan\OllllL(Jll ttl(-,lVUll\JòJlòUI lUll I UlUl LdU dU I / \Jlll !vrvrvrvr vvvr vvr r,

gelten unabhängig von der Jahresabrechnung als Überstunden.

Fur vorubergehende Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit werden
wie folat I ohnzrtschläoe ausoerichtet:rr r¿uuvr rru:/v uuuyvt t\

14.4

IL



Zeit Lohnzuschlag
Sonn- u. Feiertage 2300-2300 50% (Sa 18 00 bis So 23 00)
Samstag ab 13 00 50% oder Kompensation durch

Freizeit gleicher Dauer im
Rahmen der Jahresarbelts-
zeft.

Abendarbeit 21.00 - 23.00 25%
Nachtarbeit 2300-0600 50%

145

146

14.7

Art.

15.'1

15.2

tc.J

Arbeitnehmer, die für den Betrieb der Tankstellen oder Verl<aufs-
shops regelmassig Nacht- bzw. Sonntagsarbeit leisten, haben da-
für Anrecht auf einen Zeitzuschlag von jO%.

Sind fur die gleiche Zeitspanne verschiedene Vorschrilten uber Zu-
schläge anwendbar, so hat der Arbeitnehmer Ansprucl-r auf den f ür
ihn günstigeren Zuschlag.

FürTeilzeitarbeitnehmer gelten die gleichen Regelungen

15 Pikettdienst

Sofern betriebsnotwendig, haben sich die Arbeitnehmer fur pi-

kettdienst an samstagen, sonn- und Feiertagen zur Verfügung zu
stellen. Der einen Kalendermonat umfassende piketiplan und der
Plan fur Nachtdienst sind im voraus anzuscntagen. Bei der plange-
staltung ist unter den Arbeitnehmern nach Möglichkeit ein Turnus
einzuhalten. lm Betrieb geleisteter Pikettdienst zählt als Arbeits-
zeit. wird er ausserhalb des Betriebes geleistet, so gilt die tat-
sächliche Einsatzzeit sowie die Wegzeit zu und von der Arbeit als
Arbeitszeit.

Meinung der Arbeitnehmer muss während der prarrungspha-

der Pikettdienste eingeholt werden, damit Änderungen mög-
s ind.

Der Pikettdienst und die Anderungen müssen in der Regel l4rage
vor dem Einsatz den Arbeitnehmern bekannt gegeben werden.

Die EinsaTzzeitwährend des Pikettdienstes wird gemäss Art, 14.4
hiervor entschädiqt.

Die

SE

lich

15.4
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Art. 16 Ferien

16.1 Die Arbeitnehmer haben pro Kalenderjahr bei einer Fünftage-Wo-
che Anspruch auf bezahlte Ferien.

25 Arbeitstage f ür jugendliche Arbeitnehmer bis zum vollende-
ten 20, Altersjahr
20 Arbeitstage f ur Arbeitnehmer ab dem 2'1. Altersjahr
25 Arbeitstage f ür Arbeitnehmer ab dem 51 Altersjahr und 10

Dienstjahren

to.z Der Arbeitnehmer hat sich uber den Zeitpunkt des Ferienbezuges
ronhfzoitin rnit ¿^lam Arhai+nnhor 7r ¡ \¡arctänÀinanruu¡ rL¿srLrv rrrL Lrrtr | ¡-\r LJ(,tLgtrt_/tit ¿u vtttùLoIutgttil,

ln die Ferien fallende, vertraglich bezahlte Feiertage gemäss Art.
1B gelten nicht als Ferientage und können nachbezogen werden.

Die Ferien werden pro Kalenderjahr berechnet und bezogen.

lm Laufe eines Kalenderiahres eintretende oder austretende Ar-
beitnehmer haben fur das Eintritls- bzw. Austrittsjahr Anspruch
auf Ferien nach Massgabe der effektiven Zeit, während der das
Dienstverhältnis mrt Einschluss des Ferienanspruchs im betref-
fenden Jahr bestanden hat.

Stellen sich nach dem Bezug der Ferien Umstände ein, die zum
Wegfall oder zur Kürzung des Ferienanspruches führen, kann der
Arbeltgeber das zu viel entrichtete Feriengeld zurückfordern oder
vom Lohnguthaben, soweit nach Gesetz zulassig, in Abzug brin-
gen.

Unverschuldete Absenzen wegen Unfall, Krankheit, Erfullung öf-
fentlicher Pflichten, Militärdienst und Ausubung eines öffentlichen
Amtes werden nicht mit den Ferien verrechnet. wenn die Gesamt-
dauer aller dieser Abwesenheitsgründe im Kalenderjahr weniger
als zwei Monate beträgt. Bei länger dauernder Arbeitsverhinde-
rung konnen die Ferien f ür jeden vollen Absenzmonat um je einen
7rn¡ölf1-cl ockilrzt '"'^'¡^^ ñ^' ^'ste Monat fällt dabei ausser Be-r-vvvilLçr vç¡\1.¡t¿L vvlJlLlull. t-lul (Jl

tracht.

Bei langer dauernder Arbeitsverhinderung zufolge Schwanger-
schalt können dre Ferien vom dritlen vollen Monat der Arbeits-
verhinderung an um einen Zwölftel gekürzt werden. Die ersten
beiden Absenzmonate fallen dabei ausser Betracht.

IO.J

16 6

167

16.4

16 5

16 8

14



to.Y lVl r I itä rische Wiederholu n gs ku rse gelten n icht a ls Arbeitsverh i nde-
rung und berechtigen nicht zur Kürzung.

16.10 Sind die Arbeitnehmer durch ihr Verschulden während eines
Dienstjahres insgesamt um mehr als einen Monat an der Arbeits-
leistung verhindert, so kann der Arbeitgeber die Ferien für jeden
vollen Monat der Verhinderung um einen Zwölftel kürzen (die An-
teile werden auf lzTag gerundet).

Art.

17.1

4ft.

181

18.2

lal 
^

Art.

19 1

17 Anrechnung der Dienstjahre

Wurde die Lehrzeit und die daran anschliessende Arbeitszeit im
gleichen Betrieb absolviert, so zählen die Lehrjahre als Dienst-
jahre.

18 Feiertage

Alle Arbeitnehmer haben Anspruch auf folgende B1/z bezahlte Fei-
artonn on{nrn r.{;^^^ ^,,f ^:^^^ ^ rhaif.+:n fallonYI Ldgtir ÞUlUlll UIEÞU dUl UlllUIì Hl uçtLùLog toilçrll.

- Neujahr
- Karfreitag
- Aullahrt
- Weihnachten
- 1. August
- 1. Mai (Nachmillag)
- Fronleichnam
- Mariä Himmelfahrt
- Allerheiligen

Die unter ZiIf , 1 aufgefuhrten Feiertage, die in die Ferien fallen,
können nachbezogen werden, sofern sie auf einen Arbeitstag fal-
len, an dem der Arbeitnehmer normalerweise qearbeitet hätte,

Nicht bezahlte Feiertage und die anderen arbeitsfreien Tage, an

denen im Betrieb nicht gearbeitet wird, können vorgeholt oder
kompensiert werden, ohne Bezahlung des Überzeitzuschlages.

19 Lohnzahlung

Der Lohn Ìst in regelmässigen Abständen, spätestens am letzten
Arbeitstag des Monats unter Beifügung einer detaillierten Abrech-
nung innert der Arbeitszeit bar oder durch rechtzeitige Bank- oder

4-



Postchecküberweisung in Landeswährung auszuzahlen. Der Ar.
beitnehmer muss auf jeden Fall Ende des Monats über den Lohn
verfugen können.

19.2 Die Arbeitnehmer erhalten mindestens vierteljährlich eine Abrech-
nung uber die geleisteten Arbeitsstunden.

19 3 sofern die stundenabrechnung für die Arbeitnehmer ein Stun-
den-Minus aufzeigt, kann diese fehlende Zeit während der Kün-
digungsfrist nachgeholt werden, ansonsten kann ein Lohnabzuq
vorgenommen werden,

1AAtv.T Kann ein stundenminus, welches auf Anordnung des Arbeitgebers
entstanden ist, bis zum Austrit des Arbeitnehmers nicht ausgegli-
chen werden, geht dieses zu Lasten des Arbeitgebers (Annahme-
verzug).

Art.

20.1

20 Minimallöhne

Die Vertragsparteien setzen die vertraglichen Minimallöhne jähr-
lich in einem Anhang verbindlich fest. Die gultigen Mindestlohne
werden zusammen mit den Abmachungen gemäss Arr.2'r in ei-
ner Zusatzvereinbarung zum GAV verbindlich festgehalten und be-
kannt gegeben.

Art. 21 Lohnanpassungen

21.1 Die Paritätische Berufskommission (pBK) befindet jeweils im
November jeden Jahres über allfällige Lohnanpassungen unter
BerÜcksichtigung der Teuerung, der Wirtschafts- und Beschäfti-
gungslage, sowie weiterer lohnrelevanter Faktoren. Das Verhand-
lungsergebnis gilt als Zusatzvereinbarung zum GAV. Die Lohnan-
passungen werden zusammen mit den Abmachungen gemäss
Art. 20 in einer Zusatzvereinbarung zum GAV verbindlich festoe-
halten und bekannt gegeben.

Art. 22 Jahresendzulage

22.1 Die Arbeitnehmer erhalten einen zusätzlichen 13. Monatslohn.
sofern das Arbeitsverhältnis während der Probezeit nicht gekun-
digt wird. Hat das Arbeitsverhältnis nicht während eines ganzen
Jahres gedauert, wird die Zulage anteilsmässig bezahlt, wobei nur
volle Monate zählen.

to



Aft. 2s Absenzenentschädlgung

23.1 Die Arbeitnehmer haben Anspruch auf bezahlte freieTage im Um-

fang von
- zTagen bei Verheiratung
- 1 Tag bei der Geburt eines eigenen Kindes
- 1 Tag bei Heirat eines Kindes
- 3 Tage beim Tod des Ehegalten, eines eigenen Kindes sowie

Stief- oder Adootivkindes
- 1 Tag beimTod eines Geschwrsters, der EItern oder Schwieger-

eltern, Grosseltern oder Grosskindern, gleichgultig ob solche
im Haushalt des Arbeitnehmers lebten oder nicht. ln begrün-
deten Ausnahmefällen erhöht sich der Anspruch bis auf 3Tage,
wenn der Nachweis erbracht wird, dass eine längere Absenz
erforderlich ist

- 1 Tag pro Jahr bei Umzug mit eigenem Hausrat, sofern der Ar-

beitnehmer nicht in gekündigtem Arbeitsverhältnis steht
- 1 Tag bei militärischer Ausmusterung
- 1 lnfotag Rekrutenschule. Darüber hinausgehende Zeit wird

von der EO verqutet.

Art. 24 Lohn bei Krankheit,
Schwangerschaft und Niederkunft

24.1

24.2

Der Arbeitgeber rst verpflichtet, die diesem Vertrag unterstellten
Arbeitnehmer für ein Krankentaggeld von mindestens B0% des
wegen Krankheit, Schwangerschafl und Niederkunft ausfallenden
Brutlolohnes (ohne Kinderzulage) im Rahmen von ZifÍ.2 zu versi-
chern, Bei einer Krankentaggeld-Versicherung mit aufgeschobener
I cistrno oârantiert der Arheitoeber dem Arbeitnehmer bis zumLvruLur r:, ìrsrur ¡L¡vr

Beginn der Versicherungsleistung eine Entschädigung von min-
destens B0% des wegen Krankheit ausfallenden Bruttolohnes.
Die Versicherungsprämien werden Je zur Hältle von Arbeitgeber
und Arbeitnehmer oetraqen.

Die Versicherungsbedingungen haben vorzusehen, dass
a) der Lohnausfall zufolge einer durch ärztliches Zeugnis beschei-

nigten Erkrankung ab Beginn derselben entschädigt wird,
b) dieTaggeldleistung während 720Tagen innerhalb von 900 auf-

einander folgendenTagen zu gewähren ist,

c) bei teilweìser Arbeitsunfähigkeit dasTaggeld proportional aus-

zurichten ist, sofern die Arbeitsunfähigkeit mindestens 50%
beträgt,

17



d) die Versicherungsleistungen sollen Neueintretenden ohne Ka-
renzzetl gewährt werden, sofern der/die Versicherungsneh-
mer/in beim Eintritt in die Kasse nicht krank ist und die Kasse
keinen Vorbehalt wegen vorbestandener Krankheit erhebt. Die
Vorbehalte desVersicherers beim Ubertritt aus einem Kranken-
versicherungsvertrag einer Privatversicherung in eine öffent-
liche anerkannte Krankenkasse (und im umgekehrten Fafle)
sind nicht Gegenstand dieser Versicherungsbedingungen des
GAV's. Der Arbeitgeber hat gegebenenfalls eine beschränkte
Lohnzahlungspflicht wahrend der Dauer eines Vorbehaltes;

e) die gesamte vertragsunterstellte Belegschaft ist der gleichen
Kol lektivvers icheru n g zu u nterste llen, vorbehä ltlich von bereits
bestehenden und gleichwerti ge n E inzelvers icheru n gen ;f) Es durfen nur Versicherer gewählt werden, die dem Freizu-
gigkeitsabkommen in den Kollektiv-Krankentaggeldversiche-
rungen zwischen der Vereinigung privater Kranken- und Un_
fallversicherer (pKU) und dem Konkordat der Schweizerischen
Krankenversicherer ( KS K) unterstellt sind.

g) die Arbeitnehmer nach Ausscheiden aus der Kollektivversi-
cherung ohne Unterbruch in die Einzelversicherung ubertreten
konnen. Das im Kollektivvertrag massgebende Eintrittsalter
ist beizubehalten; es durfen keine neuen Versicherungsvorbe-
halte angebracht werden. Die Versicherung hat mindestens die
bisherigen Leistungen zu decken und zwar sowohl die Höhe
desTaggeldes als auch die Dauer des Leistungsanspruchs. Der
Versicherer hat dafür zu sorgen, dass die versicherte person
schriftlich uber ihr Recht auf Übertritt in die Einzelversicherunc
aufgeklärt wird.

24.3 Der Arbeitgeber kann die Begutachtung der Arbeitsfähigkeit durch
einen von ihm bezeichneten Vertrauensarzt verlangen. Dieser
muss in der Schweiz domiziliert sein. Der Arbeitnehmer ist ver-
pflichtet, auf erste Auflorderung hin durch den Arbeitgeber eine
Krankheit durch den Vertrauensarzt begutachten zu lassen. Stellt
der Vertrauensarzt einen Missbrauch fest oder weigert sich der Ar-
beitnehmer, sich der Konsultation durch den Vertrauensarzt zu un-
terziehen, so steht dem Arbeitnehmer keine Entschädigung durch
den Arbeitgeber beziehungsweise den Krankenversicherer zu.

24.4 Die gemäss Art. 324 a OR im Krankheitsfall des Arbeitnehmers
bestehende Lohnzahlungspflicht des Arbeitgebers gilt bei Erfül-
lung der vorstehenden Bestimmungen im Sinne von Art. 324 a
Abs. 4 OR als vollständig ersetzt und abgelöst.

18



Art.25 Lohn bei Unfall

25,1 Berufsunfallversicherung

Der Arbeitnehmer ist gegen die Folgen von Unfällen bei der
SUVA versichert

Der durch die SUVA nicht gedeckte Lohnausfall während des
Unfalltages und der 2 darauf folgendenTage wird zu 80% vom
Arbeitgeber vergutet.

Wenn die SUVA wegen schuldhaften Herbeiführens des Un-
falls oder wegen aussergewöhnlicher Gefahren und Wagnisse
die Leistungen kurzt oder verweigert, reduziert sich die Lohn-
zahlrn¡qnflinht dac Arhaitnohorc in nloinhorn Ilrnfann¿crilLrrrvJvilrL,r rL LrçJ ¡1r rJçrLvçrJçrJ lll 9lt lul lttlll \Jlllldl19.

Die Prämie fur die Berufsunfall-Versicherunq qeht zu Lasten
des Arbeitqebers.

25.2 Nichtberufsunfall-Versicherung

Die Prämien der Nichtberufsunfall-Versicherung trägt der Ar-
beitnehmer.

Die Versicherung endet mit Ablauf des 30. Tages nach dem
Tanc an rjcm dcr I ohnensnn lr:h auf hört.¡ uYv,

Endet dieVersicherung aus Gründen gemäss den vorerwähnten
Umständen, so hat der Arbeitnehmer die Möglichkeit, vor dem
Ende dieser Versicherung eine Abredeversicherung mit der
SUVA abzuschliessen.

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Arbeitnehmer rechtzeitig
zu informieren, sobald seine direkte Lohnzahlungspflicht auf-
hört oder unter 50o/o des normalen Lohnes qesunken ist,

Aft. 26 Lohnzahlung bei Militär-,
Sch utz- oder schweizerisch em Zivildienst

Während der Arbeitnehmer obligatorischen schweizerischen Mi-
litär-, Schutz- oder Zivildienst leistet, erhält er aufgrund der ange-
nchonen Snldmclr-lok:rto fnlnonr-lp \/arniìtr rnñ ar rcnorinhtaf qnfarn
lrvvvr rvr I vvrvr I rvrvvr\qt LU rvrì,vt tvv vvt\,uLu¡ tv quJ!,vttvt tLULr Jvtuttt
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die Dienstleistung nicht ausdrucklich als freiwillig bezer,-nnet und
dafur eine Erwerbsausfal l-Entschädigung ausbezahlt wird :

a) Während der Rekrutenschule als Rekrut wird der volle Lohn fur
die ersten 4 Wochen ausbezahlt. Nachher hat der Arbeitnehmer
Anspruch auf die gesetzliche Erwerbsausfallentschädigung.

b) Während der übrigen obligatorischen Militärdienstleistung in-
nerhalb eines Jahres erhält der Arbeitnehmer den vollen Lohn
bis zu einem Monat, daruber hinaus Clie oecefzlir-ho Frweros-
a usfa I le ntschädig u n g.

c) Durchdiener erhalten den Lohn gemäss ArT.324 a und b oR

26.2 Die gesetzlichen Erwerbsausfall-Entschädigungen sind in diesen
Ansatzen inbegriffen. lst die Erwerbsausfall-Entschädigung höher
als die inziff .1 genannten Ansätze, so wird diese ausgerichtet.

26.3 Die vorstehende Regelung gilt fur Friedensdienst. Fur allfälligen
Aktivdienst werden den Umständen angemessene aþwetcnenoe
Vereinbarungen vorbehalten.

Art.

21.1

27.2

27 Lohn beiTodesfall

Mit demTod des Arbeitnehmers erlischt das Arbeitsverhältnis.

Der Arbeitgeber hat jedoch den Lohn fur einen weiteren Monat
und nach 5-jähriger Dienstdauer fur 2 weitere Monate, gerech-
net vom Todestag an, zu entrichten, sofern der Arbeitnehmer den
Ehegatten oder minderjahrige Kinder oder bei Fehlen dieser Erben
andere Personen hinterlasst, denen gegenüber er seine Unter-
stützungspflicht erfullt hat.

Art. 28 Kinderzulagen

28.1 Die Kinderzulagen richten sich nach cler crelrenr-ic¡ kantonalen Ge-
setzgebu ng.

Aft. 29 Pflichten der Arbeitgeber und Arbeitnehmer

29.1 Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den Arbeitnehmer korrekt zu be-
handeln, ihn uber die auszuf uhrenden Arbeiten ausreichend zu ol-
entieren und die Aufgaben seinen Fähigkeiten, Fachkenntnissen
und Eigenschaften entsprechend zu bemessen. Ferner hat der Ar-
beitgeber fur hinreichende Beleuchtung, Luftung und Heizung der
Arbeitsrä u me zu sorgen, dem Arbeitne hmer Wasch gelege n heiten
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irr-genügender Zahl sowie passende Einrichtungen zum Aufbe-
wahren der Kleider zurVerfügung zu stellen und alle Massnahmen
zur Verhutung von Krankheiten und Unfällen und zum Schutz der
Gesundheit vorzukeh ren.

29.2 Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, die festgesetzten Arbeitszeiten
einzuhalten, die ihm übertragenen Arbeiten nach Anweisungen
des Vorgesetzten unter Aufwendung aller Sorgfalt fachgemäss
auszuführen, zu dem ubergebenen Material, den Werkzeugen
und Maschinen Sorge zu tragen, sich gegenüber jedermann, mit
dem er in Ausubung seines Berufes in Verbindung tritl, korrekt zu

benehmen und jede Handlung, welche den Arbeitgeber schädigen

könnte, zu unterlassen; er hat alles vorzukehren, was dem An-

sehen des Unternehmens förderlich ist. Für absichtlich oder fahr-

lässig verursachte Schäden kann der Arbeitgeber im Rahmen von

Arl.321 e OR Schadenersatz verlangen.

Att.

30 1

30 Mutterschaft

30,2

Der Arbeitgeber hat schwangere Frauen und stillende Mutter so

zu beschäfligen, dass ihre Gesundheit und die Gesundheit des

Kindes nicht beeinträchtigt werden. Wenn sie schädliche Arbei-
ten nicht mehr verrichten durfen, hat ihnen der Arbeitgeber eine
gleichwertige Ersatzarbeit zuzuweisen. Andernfalls haben sie An-

soruch auf B0% des Lohnes.

Die Beschäftigung von Frauen während der Mullerschaft unter-

liegt weiter insbesondere folgenden Einschränkungen:
a) Schwangere Frauen und stillende Mütter dürfen nicht über die

vertraglich vereinbarte Arbeìtszeit hinaus beschältigt werden,
jedoch maximal 9 Stunden imTag,

b) Bei hauptsächlich stehenderTätigkeit sind schwangeren Frau-

en ab dem 4, Schwangçrschaltsmonat eine tägliche Ruhezeit

von 12 Stunden und nach jeder zweiten Stunde zusätzlich zu

den normalen gesetzlichen Pausen eine Kurzpause von 10 Mi-
nuten zu gewähren. Ab dem 6. Schwangerschaflsmonat sind

stehendeTätìgkeiten auf insgesamt 4 Stunden pro Tag zu be-

schränken,
c) Schwangere Frauen, die zwischen 20 Uhr und 6 Uhr arbeiten,

durfen ab der B. Woche vor der Niederkunft in diesem Zeit-

raum nicht mehr beschäftigt werden, Sie haben Anspruch auf
\/crsetzr tno 7t einer oleir:hwerf ioen Taacsarhelt. lst die Verset-vv¡uvLLu¡rì, Lv vr ì ruvvuurvv

zung nicht möglich, besteht ein Anspruch auf 80% des Lohnes
(ohne allfällige Zuschläge für Nachtarbert)
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wöchnerinnen durfen während B wochen nach der r",cderkunft
keinesfalls beschältigt werden.
schwangere und stillende Frauen sowie wöchnerinnen zwi-
schen der'9, und 16. woche nach der Niederkunft durfen nur
mit ihrem Einverständnis beschäftigt werden.
Für das Stillen des Kindes im ersten Lebensjahr ist der Mufter
frei zu geben. stillzeit wird ganz (im Betrieb) oder zu bo% (aus-
serhalb des Betriebes) an die Arbeitszeit angerechnet.
schwangerschaft und Niederkunlt werden gemäss Bundesge-
setz uber die Mutterschaft bezahlt.

Art.

-4 4Jt. I

J t.l

<t <

J t.4

Art.

32.1

3 1 Schwa rza rbe¡t

Die Vertragsparteien verpflichten sich, Schwarzarbeit mit allen ih-
nen zur Verfügung stehenden Mitteln zu bekämpfen (Art. 321 a

Abs. 3 oR). unter Schwarzarbeir wird die Ausfuhrung jeglicher Ar-
beiten der Autogewerbebra nche d u rch Arbe itneh mer, Spezia I iste n
nicht ausgenommen, auf eigene Rechnung oder für Driftpersonen
nach Beendigung der Arbeitszeit, während der Freizeit oder wäh-
rend der Ferien verstanden.

Leistet der Arbeitnehmer während der Ferien entgeltliche Arbeit
fur einen Driften und werden dadurch die berechtigten lnteressen
des Arbeitgebers verletzt, so kann dieser den Ferienlohn verwei-
gern und bereits bezahlten Ferienlohn zurücl<verlangen,

Der Arbeitgeber hat darauf zu achten, dass der Arbeitnehmer kei-
ne Schwarzarbeit leistet. Er beschäftigt oder begünstigt auch kei-
ne Arbeitnehmer mit SchwarzarbeiT, die nicht in seinem Betrieb
angestellt sind.
Arbeitgeber, die für sich Schwarzarbeit verrichten lassen, oder Ar-
beitnehmer, die Schwarzarbeit verrichten, werden von der paritä-
tischen Berufskommission (PBK) mit einer Konventionalstrafe be-
legt. Al lfä I I ige Schadenersatza nsprüche bleiben zudem vorbeha lten.

Die Leistung von schwarzarbeit gilt im wiederholungsfall - nach
schriftlicher Verwarnung - als wichtiger Grund für eine fristlose
Entlassuno.

32 Probezeit

Der erste Monat seit Arbeitsaufnahme gilt als probezeit. Sie kann
bis maximal 3 Monate verlängert werden.
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JJ. I

,J,5 .1

3s Kündigung des Arbeitsverhältnisses

Ein unbefristetes Arbeitsverhältnis kann von jeder Vertragspartei
gekündigt werden.

Die Kundigung hat schriftlich zu erfolgen und muss arn letzten
Arbeitstag vor Beginn der ordentlichen Kundigungsfrist im Besltz
(respektive Machtbereich) des Empfängers sein.

Der/die Kundigende muss die Kundigung schriftlich begrunden,
wenn die andere Partei dies verlanqt.

33.4 Kündigungsfristen:
- Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis jederzeit mit

einer Kündigungsfrist von sieben Tagen gekundigt werden

- Das Arbeitsverhältnis kann nach Ablauf der Probezeit jeweils
auf das Ende eines Monats mit folgenden Fristen gekündigt
weroen:

lm 1. Dienstjahr mit einer Kündigungsfrist von einem Monat.
lm 2. bis und mit g Dienstiahr mit einer Frist von zwei Mona-
ten.
Ab 10. Dienstiahr und mehr mir einer Frist von drei Monaten

33,5 ln Bezug auf die missbräuchliche Kündigung eines Arbeitsverhält-
nisses gelten die Bestimmungen gemäss Art. 336 ff. OR.

33.6 Kündigurrgzur Unzeit durch den Arbeitgeber

Nach Ablauf der Probezeit darf der Arbeitqeber das Arbeitsverhält-
nis nicht kündigen:
1.a) Wahrend die andere Partei schweizerischen obligatorischen

M¡litär- oder Schutzdienst oder schweizerischen Zivildienst
leistet, sowie, sofern die Dienstleistung mehr als 11 Tage

oauert, während 4 Wochen vorher und nachher;

b) Während der Arbeitnehmer ohne eigenes Verschulden durch
Krankheit oder durch Unfall ganz oder teilweise an der Ar-

beitsleistung verhindert ist, und zwil im ersten Dienstjahr
während 30 Tagen, ab zweitem bis und mit f ünftem Dienst-
jahr während 90Tagen und ab sechstem Dienstjahr während
1 80 Tagen;

c) Während der Schwangerschaft und in den 16 Wochen nach
der Niederkunft einer Arbeitnehmerin.
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Während der Arbeitnehmer mit Zustimmung des Arbeitge-
bers an einer von der zuständigen Bundesbehörde ange-
ordneten pig¡sflaietrnn fiir aina Hilfsaktion im AUsland teil-
ntmrnt.
Die Kündigung, die während einer der in Absatz 1 (lit. a-d)
festgelegten Sperrfristen erklärt wird, ist ungultig. lst da-
gegen die Kundrgung vor Beginn einer solchen Frist erfolgt,
aber die Kündigungsfrist bis dahin noch nicht abgelaufen, so
wird deren Ablauf unterbrochen und erst nach Beendiouno
dor Snorrf riqt fnrtnocafzfvvr vYv¡r r¡ruL rvr LVvuvL¿L.

Gilt für die Beendigung des Arbeitsverhältnisses ein Endter-
min, wie das Ende eines Monats oder einer Arbeitswoche,
und fällt dieser nicht mit dem Ende der fortgesetzten Kun-
digungsfrist zusammen, so verlängert sich diese bis zum
nächstfolgenden Endterm in.

<< I Kundigung zur Unzeit durch den Arbeitnehmer

Nach Ablauf der Probezeit darf der Arbeitnehmer das Arbeitsver-
hältnis nicht kündigen, wenn ein Vorgesetzter, dessen Funktionen
er auszuuben vermag, oder der Arbeitgeber selbst unter den in
ziffer 33.6 Buchstabe a angeführten Voraussetzungen an der Aus-
ubung der Tätigkeit verhindert ist und der Arbeitnehmer dessen
Tätigkeit während derVerhinderung zu übernehmen hat.
Ziffer 39.6 AbsäTze 2 und 3 sind entsprechend anwendbar.

Art. 34 Fristlose Auflösung des Arbeitsverhältnisses

J¿+. I

o)

2

34,2

Aus wichtigen Grunden kann der Arbeitgeber wie der Arbeitneh-
mer jederzeit das Arbeitsverhältnis fristlos auflösen; er muss die
f ristlose Vertra gsa uf lös u n g sch riltl ich begrü nden, wen n die a ndere
Partei dies verlanqt.

Entlässt der Arbeitgeber den Arbeitnehmer fristlos ohne wich-
tigen Grund, so hat dieser Anspruch auf Ersatz dessen, was er
verdient hätte, wenn das Arbeitsverhältnis unter Einhaltung der
Kundigungsfrist oder durch Ablauf der bestimmten Vertragszeiten
beendigt worden wäre.

DerArbeiTnehmer muss sich daran anrecnnen tassen, was er infol-
ge der Beendigung des Arbeitsverhältnisses erspart hat und was
er durch anderweitige Arbeit verdient oder zu verdienen absicht-
lich unterlassen har.

aAa
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34.4 L-rldie Richter/in kann den Arbeitgeber verpflichten, dem Arbeit-
nehmer eine Entschädigung zu bezahlen, die er nach freiem Er-

nnessen unterWürdigung aller Umstände festlegt; diese Entschä-
digung darf jedoch den Lohn des Arbeitnehmers f ür sechs Monate
nicht übersteigen.

Aft. 35 Nichtantreten der Arbeitsstelle

Tritt der Arbeitnehmer ohne wichtigen Grund die Arbeitsstelle
nicht an oder verlässt diese fristlos, so hat der Arbeitgeber An-
spruch auf eine Entschädigung, die einem Viertel des Lohnes fur
einen Monat entspricht; ausserdem hat er Anspruch auf Ersatz
weiteren Schadens.

35.2 lst dem Arbeitgeber kein Schaden oder ein geringerer Schaden
erwachsen, als der Entschädigung gemäss dem vorstehenden
Absatz entspricht, so kann sie der Richter nach seinem Ermessen
l-' n r¡ l-'n n+-nnII('IdTJJULLiJII,

353 Erlischt der Anspruch auf Entschädigung nicht durch Verrechnung,
so ist er durch Klage oder Betreibung innert 30 Tagen seit dem
Nichtantritt oder Verlassen der Arbeitsstelle geltend zu machen;
andernfalls ist der Ansoruch verwirkt.

Art. 36 Pensionskasse Autogewerbe

JO. I lnnerhalb des Autogewerbe-Verbandes der Schweiz (AGVS) exis-
tiert die Pensionskasse Mobil, welche allen Mitgliedfirmen und
de ren Arbe rtneh rner a ls fortsçh ritll iche beruf I iche Vorsorgee i n rich-

tung zur Verfugung steht. Die vertragsschliessenden Verbände
empfehlen den diesem GAV unterstellten Firmen und Arbeitneh-
mern, sich dieser Vorsorgeeinrichtung anzuschliessen.

37 Übergangsbestimmungen

Bestehende, fur den Arbeitnehmer gunstigere Abmachungen so-

wie die den Arbeitnehmern bisher gewährten weitergehenden
Leistungen des Arbeitgebers dÜrfen wegen der lnkraftsetzung
dieses GAV's nicht gekürzt werden,

Art,

37.1
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Art. 38 Vertragsdauer, Vertragsänderungen

<xt

38.2

38.3

Dieser Gesamtarbeitsvertrag trit rückwirkend auf den 01,01.2006
in Kraft. Die Berufs- und Vollzugskostenbeiträge werden ab dem
01. 1 0.2006 geschuldet.

Er hat erstmals Gultigkeit bis zum 31.12.2001.

wird er nicht drei Monate vor Ablauf eines Kalenderiahres oekun-
digt, so gilt er jeweils fur ein weiteres Jahr.

38.4 Anderungen der Vertragsbestimmungen während der Geltungs-
dauer dieses GAV's und die Aufnahme weiterer Bestimmungen
bedÜrfen der Schriftform. Sie sind nur im Einverständnis der Ver-
tragsparteien möglich und sind bei erfolgter Bekanntgabe auch
fu r alle vertragsunterstellten Arbeitnehmer verbindlich. Sämtliche
ZusaTzvereinbarungen zwischen den Vertragsparteien bilden ei-
nen tntegrierenden Bestandteil dieses GAV und haben f ür alle Ver-
tragsparteien volle G ültigkeit.

Art. 39 Aushändigung des GAV's

39 1 Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer bei dessen Einstellung
den vorliegenden GAV auszuhändigen, ebenso beim Ubertritt
ernes Arbeitnehmers vom Lehr- ins Arbeitsverhältnis.
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Art. 40 Unterschrift der Vertragsparteien

AGVS Sel<tion Solotlrurn

R. Bobnar
Präsident

Unia Region Solothurn

S WiId
Co-Reg iona lsekretä r

Syn a Zentra lsekreta riat

Dr. M. Haas

Präsident

U. E Meyer
Sekretär

M. Baumann
Sekretär

N. Tamburrino
Zenlralsekretär

Syna Sektion Solothurn

H, Gunziger
Raninnrle øVratÄr

U n ia Zentra lsel<reta riat

R. Ambrosetti V. Pedrina R. Frehner
Co-Präsident Co-Präsident Branchenverantwortlicher
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@ AGVS lupsA
Auto Gewerbe Verband Schweiz
Union professionnelle suisse de l'automobile
U n io ne professionale svizzera del i'a utomo bi le

Sektion Solothurn


